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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 11 AL 87/14 B 
 
L 9 AL 341/12 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 14 AL 326/10 (SG Köln) 
 
 
 
………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. März 2015 durch den 

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r    und   S ö h n g e n   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 30. Oktober 2014 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt die Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Menschen (§ 2 Abs 3 

Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen - 

<SGB IX>). 

 

Beim Kläger ist ein Grad der Behinderung von 40 festgestellt. Er hat erfolglos bei der Beklagten 

die Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Menschen beantragt. Das Sozialgericht (SG) 

hat der Klage stattgegeben (Urteil vom 10.10.2012). Das Landessozialgericht (LSG) hat auf die 

Berufung der Beklagten das Urteil des SG aufgehoben und die Klage abgewiesen (Urteil vom 

30.10.2014).  

 

Der Kläger rügt als Verfahrensmangel, auf dem die Entscheidung des LSG beruhen könne, eine 

Verkennung des Streitgegenstands. Das LSG habe den Anspruch auf Gleichstellung mit einem 

schwerbehinderten Menschen ausschließlich am Maßstab des § 2 Abs 3 Alt 2 SGB IX (Behal-

ten des jetzigen Arbeitsplatzes) und nicht auch am Maßstab des § 2 Abs 3 Alt 1 SGB IX (Erlan-

gen eines Arbeitsplatzes) gemessen. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den Anforderungen des § 160a 

Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG); denn der Kläger hat den geltend gemachten Verfah-

rensmangel nicht in der gebotenen Weise bezeichnet. Die Beschwerde ist daher ohne Zu-

ziehung ehrenamtlicher Richter zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1, § 169 SGG). 

 

Zu der Bezeichnung eines Verfahrensmangels des LSG müssen die diesen begründenden Tat-

sachen substantiiert dargetan werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34 und 36). Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine 

Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur ge-

stützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichenden 

Grund nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger hat mit seinem Vorbringen keinen Verfahrensmangel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

schlüssig dargelegt. Die Frage, ob der Streitgegenstand verkannt ist, ist zwar eine solche des 

Verfahrensrechts; jedoch hat der Kläger dem LSG in der Sache lediglich vorgeworfen, über den 

geltend gemachten Anspruch nicht unter allen in Betracht kommenden rechtlichen Gesichts-

punkten entschieden zu haben. Insoweit macht er in der Sache nur geltend, das LSG-Urteil sei 
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fehlerhaft; denn der Streitgegenstand war nach dem eigenen Vortrag des Klägers seine Gleich-

stellung mit einem schwerbehinderten Menschen. Die unterschiedlichen rechtlichen Gesichts-

punkte dafür können keinen eigenen Streitgegenstand bilden; wieso dies vorliegend anders 

sein soll, ist nicht dargetan. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG.  
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